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BESCHLUSSAUSFERTIGUNG 
 
Gremium: Ortsgemeinderat Datum: 29.09.2016 

Behandlung: Entscheidung Aktenzeichen: 1/961-10/01 

Öffentlichkeitsstatus öffentlich Vorlage Nr. FB1-1519/2016/06-102 

Sitzungsdatum: 26.09.2016 Niederschrift: 06/OGR/015 

 

Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand ab 2017 (§ 2 b UStG) - 
Ausübung des Wahlrechts nach § 27 Abs. 22 UStG (Optionserklärung) 
 

Sachverhalt: 
 
Mit Einführung eines neuen § 2b UStG mit Wirkung ab 01.01.2017 wurde die Umsatzbesteuerung 
der öffentlichen Hand grundlegend neu geregelt und an europäisches Recht angepasst (Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 - Mehrwertsteuersystem-richtlinie). Es wird auf 
die Anlage verwiesen (Aufsatz Dr. Rätz aus Gemeinde und Stadt, Heft 02/2016).  
 
Der Gesetzgeber hat in § 27 Abs. 22 UStG eine Übergangsregelung in der Form vorgesehen, dass 
die von der Neuregelung betroffenen juristischen Personen des öffentlichen Rechts (im 
kommunalen Bereich sind das die einzelnen kommunalen Gebietskörperschaften, ferner 
insbesondere Zweckverbände, Jagdgenossenschaften, AöR oder Stiftungen) das Wahlrecht 
haben, ob sie das neue Recht bereits ab 2017 anwenden wollen oder noch bis einschließlich des 
Jahres 2020 nach bisherigem Recht (§ 2 Abs. 3 UStG a.F.) behandelt werden wollen.  
 
Zu entscheiden ist, ob die Gemeinde von diesem Wahlrecht Gebrauch macht. Dabei handelt es 
sich nicht um ein Geschäft der laufenden Verwaltung; vielmehr sind entsprechende 
Ratsbeschlüsse erforderlich.  
 
Soweit vom Wahlrecht Gebrauch gemacht werden soll, ist die entsprechende Erklärung bis zum 
31.12.2016 gegenüber dem jeweils zuständigen Finanzamt abzugeben (absolute Ausschlussfrist). 
Danach kann diese Erklärung jederzeit mit Wirkung ab dem jeweiligen Folgejahr widerrufen 
werden und - inzwischen entsprechend bestätigt - sogar rückwirkend für vorherige Jahre.  
 
Das Wahlrecht kann nur einheitlich für alle Umsätze der juristischen Person (d.h. der Gemeinde, 
des Zweckverbands, der Jagdgenossenschaft, der AöR usw.) ausgeübt werden (kein 
„Rosinenpicken“). Die umsatzsteuerrechtlichen Regelungen im Übrigen bleiben unberührt (z.B. 
Pauschal-/Regelbesteuerung der Forstbetriebe, gesetzliche Steuerbefreiungen, 
Kleinunternehmerregelung).  
 
Für die Ausübung des Wahlrechts sprechen insbesondere eine Vielzahl von Rechtsunsicherheiten: 
Die neue Regelung enthält eine Vielzahl neuer unbestimmter Rechtsbegriffe, deren konkrete 
Auslegung bisher nicht einmal ansatzweise vorgenommen wurde bzw. erkennbar ist. An dieser 
Rechtsunsicherheit wird sich aller Voraussicht nach auch bis Ende 2016 nichts ändern. Zwar ist 
diesbezüglich ein BMF-Schreiben für die zweite Jahreshälfte angekündigt, unklar ist jedoch, ob 
dieses tatsächlich bereits alle notwendigen Klarstellungen enthalten wird.  
 
Des Weiteren möchten wir die Zeit auch nutzen, eine überschlägige Prüfung in den jeweiligen 
Gemeinden durchzuführen, ob sich durch die Anwendung der gesetzlichen Regelungen tatsächlich 
ein Vorteil für die Gemeinden ergibt. Durch die nun eingeräumte Möglichkeit, die Optionserklärung 
auch rückwirkend zurückzurufen, ergeben sich somit keinerlei Nachteile. 



Ortsgemeinde Hallschlag 
 

Auch der Gemeinde- und Städtebund empfiehlt vor diesem Hintergrund seinen Mitgliedern, vom 
Wahlrecht Gebrauch zu machen und eine entsprechende Optionserklärung abzugeben. Dieser 
Vorlage ist eine Formulierungshilfe nebst entsprechender Hinweise zu dieser Optionserklärung als 
Anlage beigefügt. 
 
Würde das Wahlrecht nicht ausgeübt, wäre keine Erklärung erforderlich; das neue Recht wird dann 
kraft Gesetzes ab 2017 wirksam.  
 
 
Beschluss: 
 
Der Ortsgemeinderat übt das Wahlrecht nach § 27 Abs. 22 UStG 2016 aus. Die Verwaltung wird 
beauftragt, die entsprechende Erklärung gemäß den Vorgaben der Finanzverwaltung bzw. den 
ergänzenden Hinweisen des GStB frist- und formgerecht abzugeben.  
 
 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 
Ja: 8  Nein: 0  Enthaltung: 0  Sonderinteresse: 0   
 



DER ORTSBÜRGERMEISTER 
DER ORTSGEMEINDE HALLSCHLAG 

 

Ortsbürgermeister Dirk Weicker, Trierer Straße 18, 54611 Hallschlag, Tel.: (06557) 931130, E-Mail: weicker@hallschlag.de Seite 1 von 1 
 

Ortsbürgermeister Dirk Weicker, Trierer Straße 18, 54611 Hallschlag 

 
 
An das 
Finanzamt Wittlich 
Unterer Sehlemet 15 
54516 Wittlich 
 
 
 

Hallschlag, 19.09.2016 
 
 
Optionserklärung gem. § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
 
 
Hiermit erklärt die Ortsgemeinde Hallschlag, dass sie – vorbehaltlich eines etwaigen Widerrufs – 

für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 01. Januar 2021 ausgeführte Leistungen 

weiterhin § 2 Abs. 3 UStG in der am 31.12.2015 geltenden Fassung anwendet. 

 
 
 
 
 
 
 
Hallschlag, den ________________________ 
 
 
 
_____________________________________ 
Dirk Weicker, Ortsbürgermeister       Dienstsiegel 
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Formulierungshilfe für die Optionserklärung gem. § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz  
 

 

 

Name der juristischen Person 
des öffentlichen Rechts 
Anschrift 
Adresse (ggf. des gesetzlichen Vertreters) 
Steuernummer (falls vorhanden) 

 

 

An das 
Finanzamt Musteramt 
Musterstraße 1 
56123 Musterstadt 

 

 

 

 

 

Optionserklärung gem. § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz (UStG)  

Ort, Datum 

 

 

 

Hiermit erklärt die juristische Person des öffentlichen Rechts (Name, z. B. Gemeinde Musterstadt), 
dass sie – vorbehaltlich eines etwaigen Widerrufs – für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 
und vor dem 01. Januar 2021 ausgeführte Leistungen weiterhin § 2 Abs. 3 UStG in der am 
31.12.2015 geltenden Fassung anwendet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ort, Datum 
Unterschrift des Bevollmächtigten Dienstsiegel 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hrsg. Landesamt für Steuern, Ferdinand-Sauerbruch-Str. 17, 56073 Koblenz 
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Hrsg. Landesamt für Steuern, Ferdinand-Sauerbruch-Str. 17, 56073 Koblenz  

 
 

 

 

Hinweise zur Optionserklärung gem. § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz  
 

 

 

Durch das Steueränderungsgesetz 2015 vom 02.11.2015 (BGBl. I S. 1834) ist die 
Vorschrift des § 2b neu in das Umsatzsteuergesetz eingefügt worden. Sie regelt künftig 
die Unternehmereigenschaft bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Diese 
Vorschrift ist grundsätzlich ab dem 01.01.2017 anzuwenden. Die juristische Person des 
öffentlichen Rechts kann jedoch die zeitliche Anwendung des § 2b UStG durch Abgabe 
einer Optionserklärung im Rahmen einer Übergangsregelung (§ 27 Absatz 22 Satz 3 
UStG) längstens bis einschließlich 2020 hinausschieben und in diesem Zeitraum 
weiterhin die Besteuerung nach § 2 Abs. 3 UStG wählen. 

 

Die Erklärung nach § 27 Absatz 22 Satz 3 UStG ist durch die juristische Person des  
öffentlichen Rechts für ihr gesamtes Unternehmen und somit für sämtliche von ihr 
ausgeübten Tätigkeiten einheitlich  abzugeben. Eine Beschränkung auf einzelne 

Tätigkeitsbereiche oder Leistungen ist ausgeschlossen. Die Abgabe einer 
Optionserklärung durch eine einzelne Organisationseinheit oder Einrichtung der 
juristischen Person des öffentlichen Rechts (z. B. Behörde, Dienststelle, Betrieb 
gewerblicher Art oder land- und forstwirtschaftlicher Betrieb) nur für ihren Bereich ist 
ebenfalls nicht zulässig. 

Die juristische Person des öffentlichen Rechts kann dabei durch den gesetzlichen Vertreter 
handeln oder sich rechtgeschäftlich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Die Optionserklärung ist bei dem örtlich zuständigen Finanzamt (§ 21 der 
Abgabenordnung) abzugeben. 

 

 

Eine Formulierungshilfe kann abgerufen werden unter: 

https://www.lfst-rlp.de/home/vordrucke/umsatzsteuer/sonstige/index.html 
 

 

Frist: 
 

 

Die Erklärung ist bis zum 31. Dezember 2016 abzugeben. Hierbei handelt es sich um 
eine Ausschlussfrist, für die ggf. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 110 AO 
gewährt werden kann. 
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Hrsg. Landesamt für Steuern, Ferdinand-Sauerbruch-Str. 17, 56073 Koblenz  

Widerruf: 
 

 

Eine abgegebene Optionserklärung kann nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die Abgabe 
der Optionserklärung folgenden Kalenderjahres an widerrufen werden. Die Abgabe einer 
erneuten Optionserklärung ist danach nicht mehr möglich. 

 

 

Beispiel.: 
Wird in 2016 eine Optionserklärung abgegeben und noch im selben Jahr widerrufen, ist 
eine nochmalige Optionserklärung nicht möglich. 

 

Auch ein rückwirkender Widerruf zum Beginn eines auf 2016 folgenden Kalenderjahres ist 
grundsätzlich möglich. Dies gilt allerdings nur für solche Veranlagungszeiträume, deren 
Steuerfestsetzung nach den Vorschriften der Abgabenordnung noch änderbar ist, d.h. für die 
noch keine materielle Bestandskraft eingetreten ist. 

 

 

Beispiel.: 
Optionserklärung wird in 2016 abgegeben; Widerruf im Juni 2019 mit Wirkung zum 
1. Januar 2018 ist zulässig (Annahme: Es liegt noch keine materiell bestandskräftige 
Umsatzsteuerfestsetzung für 2018 vor). 

 

 

Ebenso kommt die Rücknahme eines Widerrufs grundsätzlich in Betracht, allerdings nur vor 
Eintritt der Rechtsfolgen des Widerrufs der Option. 

 

 

Beispiel.: 
Optionserklärung wird in 2016 abgegeben; Widerruf der Option im Juni 2018 zum 1. Januar 
2019; Rücknahme des Widerrufs ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 möglich. 

 

 

 

Sind die Rechtsfolgen des Widerrufs eingetreten, scheidet eine Rücknahme des Widerrufs aus, 
weil sie eine unzulässige Rückkehr zur Anwendung des zum 31.12.2015 geltenden Rechts zur 
Folge hätte. 
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